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EIN GESCHÄFTSHAUS IN EISENBETON  
UND GLAS IM  HAAG (HOLLAND)

Ein Geschäftshaus in Eisenbeton und Glas im Haag 
(Holland). Das oben abgebildete Gebäude, ein Werk 
von Arch. Buys der Gesellschaft „De Volharding“ in 
s’Gravenhage gehörig, ist konstruktiv ein Eisenskelett
bau, dessen Ausfachung zum größten Teil aus Glas be
steht und dessen Reklameflächen ebenfalls aus Glas 
gebildet sind. Im Äußeren sind nur wenige Eisenbeton
stützen sichtbar, die großen Fensteröffnungen gestatten 
aber auch einen Einblick in das Innere. Seine beste 
Wirkung erreicht das Gebäude am Abend bei künst
licher Beleuchtung. —

D ie weitere Bearbeitung des Entwurfs für das 
Aulagebände der Universität Bonn ist dem Vernehmen 
nach Prof. Bruno P a u l ,  Leiter der Vereinigten Staatl. 
Kunsthochschulen in Berlin, vom preuß. Staat über
tragen worden. In dem seinerzeit ausgeschriebenen 
W ettbewerb war dem Entwurf von Bruno Paul der 
I. Preis zugefallen. —

D ie W iederherstellungsarbeiten an der St. Pauls- 
Kathedrale in London sin d 'm it einem  ausschließlich aus 
p riv a ten  M itteln aufgebrachten , m ehrere  M illionen be
tragenden  A ufw and je tz t durchgeführt w orden, so daß 
das B auw erk  dem nächst seinem  Zweck w ieder ü b e r
geben w erden  kann . B ereits seit 15 Jah ren  ha tten  sich

an dem B auw erk so bedrohliche Schäden gezeigt, daß 
der großen K uppel E insturzgefahr drohte. D urch E in 
bau einer stü tzenden S tah lkonstruk tion  ist diese G efahr 
je tz t endgültig  abgew endet. —

Der Neubau der städt. Sparkasse in Essen, ein 
W erk der Essener Arch. Prof. G eorg M e t z e n d o r f  
und B aurat a .D . J. S c h n e i d e r ,  ist Ende F eb ru ar 
dieses Jahres dem V erkehr übergeben  w orden. D er 
Bau, der an K apuzinergasse, R athenaustraße, Hagen- 
und T heaterp la tz  gelegen ist. verein ig t in sich die G e
schäftsräum e der städtischen Sparkasse, den lehrw issen- 
schaftlichen Institu tsbetrieb  „Haus^ der Technik", eine 
Reihe von Geschäften und ein K abarett. D iese Zu
sam m enfassung verschiedener B etriebe in einem  nach 
außen einheitlichen Bau erm öglichte den A rchitekten, 
h ier in neuzeitlicher Lösung ein B auw erk von k ra f t
voller W irkung und städtebaulicher Bedeutung h inzu
stellen. Auf einem  G rundstück von 1675 q™ sind h ier 
45 800cbm um bauten Raum es gewonnen. M it den A r
beiten  w urde am 21. Mai 1928 begonnen, der K osten
aufw and betrug  2,7 Mill. M. -—

Erhaltung der Baudenkmäler in Höchst a. M. Nach 
M itteilungen des K onservators des Reg.-Bezirks W ies- 
baden, Prof. Dr. W i e h e r t ,  ist beabsichtigt, d ie be
deutendsten  B audenkm äler in Höchst, das bekanntlich 
seit einigen Jahren  in F ra n k fu r t a. M. eingem eindet 
ist, in  ih re r alten  W irkung w ieder herzustellen . Es 
sind das die Justinuskirche, das bchlofi und der Bolon- 
garo - P alast. Am Schloß h a t der E igentüm er von 
Brüning die W iederherstellungsarbeiten  b ere its  in gu ter 
W eise ausgeführt, die W iederherstellung  des Bolongaro- 
Palastes, der durch spä tere  Zutaten zum Teil en tste llt 
ist, w ürde verhältn ism äßig  geringe M ittel erfordern . 
Bei der Justinuskirche, die der gottesdienstlichen Be
nutzung zu dem  Zwecke entzogen w erden  muß, gehen 
den eigentlichen A rbeiten  eingehende baugeschichtliche 
U ntersuchungen u n te r  Leitung des K onservators voraus.

STANDESFRAGEN
D ie Bezeichnung „Anwalt“ in Verbindung mit einer 

technischen Berufsbezeichnnng vor dem Reichsgericht.
W ie w ir aus den ,.V D I-N adiriditen“ Nr. 9/50 en t
nehm en, hat das Reichsgericht durch U rteil vom 
19. Nov. 1929 II 142/1929 einem  B era tenden  Ingen ieur 
die F ührung  der Bezeichnung „Industrieanw alt“ und 
auch die spä ter angenom m ene „Technischer A nw alt“ 
un tersag t. D er A nw altsverein  am  W ohnsitz des 
Ingenieurs h a tte  K lage erhoben  w egen „u n lau te ren  
W ettbew erbes“, w ar vom Landgericht abgew iesen, 
w ährend das O berlandesgericht der K lage stattgegeben 
hat. Die vom Ingenieur beim Reichsgericht eingelegte 
Revision h a tte  keinen  Erfolg, v ielm ehr schließt sich 
das Reichsgericht in seiner um fangreichen B egründung 
im w esentlichen den A usführungen  des OLG. an.

In der Begründung wird der Zusatz der Bezeich
nung als irreführend bezeichnet, da die aus den 
deutschen Gesetzen bekannten Zusammensetzungen 
Staatsanwalt, Amtsanwalt, Patentanwalt, Rechtsanwalt 
auf einen ganz bestimmten Kreis von Personen bezogen 
würden, die bestimmte gesetzliche Vorschriften er
füllten. Im Publikum werde unter Anwalt schlecht
hin der Rechtsanwalt verstanden. Durch den Zusatz 
der Bezeichnung „Anwalt“ zur sonstigen Berufs
bezeichnung werde der Eindruck besonderer Ver
trauenswürdigkeit erweckt. Darin sei der Anschein für 
besonders günstige Angebote im Sinne des § 5 des 
Gesetzes über den unlauteren W ettbewerb hervor-
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gerufen. Es w erde außerdem  der G l a u b e  erw edd. als 
wenn der Betreffende, ebenso wie die R e c h t w n w a i t e ,  
einer ehrengerichtlichen Überwachung unter- • 
dem vorliegenden besonderen Falle wird a u A n o d i auf 
die Verwechslungsmöglidikeit m it dem ^ a te . *
hingewiesen, da der Ingenieur in seinen Anzeigen 
seine Beratung auf diesem Gebiet hm gewiesen habe. 
Die Berechtigung des Anwaltsvereins, aus diesen ver- 
sdiiedenen G ründen Klage zu erheben, w ird durchaus
anerkannt. —• , f - ,11^

Diese Entscheidung w ird im vorliegenden l alle 
durch die besonderen Umstände verschärft, es ist aber 
danach anzunelimen, daß die grundsätzliche Einstellung 
des Reichsgerichtes auch für die Bezeichnung „ß a u - 
a n w a 11“ zutreffen w ürde, die bekanntlich von m an
chen A rdiitek ten  geführt wird. Soweit u n s  bekannt, 
ist diese F rage in Sachsen schon einmal zu Ungunsten 
eines Architekten entschieden, bisher aber nicht bis an 
das Reichsgericht gebracht worden. —

VERWALTUNG
Städtetag und Reichsstädteordnung. Vom Vorstand 

des D eutsdien Städtetages sind G rundsätze fü r ein ein
heitliches deutsches S tädterecht aufgestellt, die als E nt
wurf einer R eidisstädteordnung den Parlam enten des 
Reiches und der Länder sowie den zuständigen Regie- 
rungsstellen zugestellt worden sind. D urd i den Piäsi- 
denteil Dr. M ulert sind der Presse kürzlich che Ge
dankengänge dieses Entw urfes klargelegt, ivobei die 
Notwendigkeit einer einheitlichen G estaltung nicht nur 
m Preußen, sondern auch in den übrigen 16 deutsdien 
Ländern betont wurde, da die Gemeinden als U nterbau 
des Reiches und der Länder sdion je tz t fast alle Keichs- 
und Landesgesetze durchzuführen hätten . Dies und die 
immer engere Verflechtung von V erw altung und W irt
schaft forderten dringend eine einheitlidie Verfassung 
der lokalen Instanz.

Bem erkensw ert ist, daß der Vorstand des Stadte- 
tages das E inkörpersystem  verlangt, wie es auch die 
preußische Regierung in dem viel um strittenen Entw urf 
für Berlin vorsieht, da die gewaltig gewachsenen A uf
gaben der S tadt eine tatk räftige , die V erantw ortung 
tragende und verantw ortungsbew ußte Persönlichkeit an 
der Spitze verlange.

Es soll also nur noch e i n e  auf vier Jahre gew ählte 
S t a d t  V e r t r e t u n g  bestehen, die den S tadtvorstand 
(Bürgermeister), die berufsm äßigen S tadträte und die 
Ehrenbeam ten wählt. Sie kann  bestim m te Geschäfte 
beschließenden Ausschüssen übertragen, deren  Be
schlüsse jedoch auf A ntrag des Bürgerm eisters oder von 
einem  D ritte l der Ausschußmitglieder abgeändert bzw. 
aufgehoben w erden können.

Der B ürgerm eister sowie die berufsm äßigen S tadt
räte werden auf zwölf Jahre gewählt. D er B ürger
meister führt mit vollem Stimmrecht den Vorsitz in der 
S tadtvertretung und den Ausschüssen. Bei das Recht 
verletzenden Beschlüssen der S tadtverw altung hat er 
auch ein aufschiebendes Einspruchsrecht. Auf A ntrag 
von einem Viertel der S tad tvertre tung  muß er diese 
zusam m enrufen. D ringende M aßregeln kann er aber 
allein  sofort anordnen und v ertritt die S tadt nach 
außen. Er verte ilt und leitet die Geschäfte uncl ist Vor
gesetzter a ller Beamten, A ngestellten und A rbeiter 
der Stadt.

Das w äre eine Reform der städtischen V erw altung, 
wie sie bei den rheinischen Städten in den G rundzügen 
bereits bestellt. An Stelle des vielköpfigen M agistrats 
tr itt die fülirende Persönlichkeit. A llerdings ist vor
gesehen, daß Städte m it m ehr als 100 000 Einwohnern 
ihre V erw altung auch anders regeln können. So w ird 
gegen diese Verfassung in Berlin ja  besonders geltend 
gemacht, daß die verantw ortliche Leitung eines so 
großen Gemeinwesens die K räfte eines Einzelnen über
steige. —
BAUPOLIZEIWESEN

Erlaß des preuß. W ohlfahrtsm inisters betr. S tahl
hauthäuser vom 20. Dezember 1929. Nach diesem E r
laß sind Vorschriften in Bauordnungen, die für Gebäude 
Außenputz oder eine andere feuerbeständige Be
kleidung verlangen, also die Errichtung von Stahlhaut- 
häuseru  unmöglich machen, zu ändern. Bei Stalilhaut- 
häusern auf massivem Sockel und höchstens bestehend 
aus Erdgeschoß mit ausgebautem  Dachgeschoß kann von 
einer äußeren feuerbeständigen Bekleidung abgesehen 
werden, wenn:

1. die Umfassungswände einen Abstand von m in
destens 5 111 von den Nachbargrenzen haben,
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2 die W ände auf der Innenseite  mit einer m in
destens feuerhem m enden V erkleidung versehen  sind 
d e ra rt daß die W ärm edurd ilässigkeit nicht großer ist 
als bei einem  1% Stein sta rken , beiderseits verputzten

Zieg5 l d f e ^ tm g e n d e  E is e n k o n s tr u k t io n  f e u e r b e s tä n d ig  
u m k le id e t  is t  ( jed o c h  n id i t  a u f  d e r  A u ß e n s e ite ) ,

4. d ie  E is e n k o n s tr u k t io n e n  g e e r d e t  s in d . —

n o r m e n w e s e n
Einen Normenblatt - Entwurf: Probeentnahme und 

petrographische Untersuchung für Naturstein verö ffen t
licht der .Deutsche V erband für die M ateria lprüfungen  
der Technik, Aussdm ß 1 b, N atürliche G esteine . Das 
Blatt ergänzt die N orm enblätter P rü fv e rfa h ren  für 
natürliche G esteine“ und soll der S te in industrie  sowie 

en A bnehm ern Richtlinien an die H and geben, die in 
zw eifelhaften F ällen  einen e inw andfre ien  Nachweis der

^ '^ e ^ P r o b e n  im S teinbrud i sollen dem nach von 
einem Fachmann (Geologen, P e trograp lien  oder geo- 
logisdi vorgebildeten Ingenieur) entnom m en werden. 
Tst der die Probe en tnehm ende F ad im ann  nicht der
selbe w ie der die G üte prü fende so ist den Proben ein 
Bericht m it genauen Angaben beizugeben über Lage 
des Brudies, G esteinsart, E ntnahm estelle  im Bruch Die 
gesteinskundliche U ntersuchung hat sich zu erstrecken 
auf: m ineralogische Zusam m ensetzung; Erhaltungs
zustand des G esteins; G efüge; K orngroße; Hohlraume 
usw.; schädliche G em engeteile. In den Prufungszeug- 
nissen sind die besonderen M erkm ale und Eigenschaften 
zu verm erken, die zur B eurteilung  der Druckfestigkeit 
un ter Berücksichtigung des Verw endungszweckes dienen 
können. Auf V erlangen ist eine Ä ußerung über \o r- 
aussichtliche W etterbeständ igkeit auf G rund der ge- 
steinskundlichen U ntersuchung beizufügen. —

Richtlinien für Eisenbeton-Rippendedken mit Bims
beton - Deckenhohlkörpern sind vom „ V e r e i n  z u r  
W a h r u n g  d e r  w i r t s c h a f t l i c h e n  I n t e r 
e s s e n  d e r  r h e i n. B i  m s i n d u s t r i e  aufgestellt.

Sie verw eisen zunächst auf die Minist.-Bestimmungen 
vom Septem ber 1925, die nad i A § 1 4  Ziffer 8 unter 
„Eisenbeton - R ippendecken“ aufgelöste Decken mit 
liöchstens 7 0  cm R ippenabstand verstehen , die zur t r -  
zielung w agerechter U ntersicht statisch unwirksame 
H ohlsteine oder andere  F ü llk ö rp er e rh a lten  können 
und eine S tärke der D ruckp la tte  von m indestens üio des 
lichten A bstandes und nid it u n te r 5 cm e rh a lten  müssen.

V erlangt w ird eine n u tzb are  Höhe n id it unter lJi7 
S tützweite. Bei G ebrauch von la b e lle n  sollen je
weils die des L ieferw erkes m aßgebend sein. Bei Stütz
w eiten bis 4 m w ird die E insd ia ltung  m indestens einer 
Q uerrippe em pfohlen, über 4 m von m indestens zwei, 
im übrigen nad i den m inist. V orschriften. L e i te r  wer
den Angaben über V erteilungseisen, besondere Be
lastungsgrundlagen usw. gem adit. D ie U nterteilung 
von Räum en du rd i T rägerun te rzüge  zur Erzielung 
niedriger D eckenhöhen w ird n id it em pfohlen, da die 
dam it verbundenen  N aditeile  m eist die V orteile auf- 
heben.

Außerdem  w erden p rak tisd ie  A nleitungen  für den 
B auführer gegeben, um  die statischen A nforderungen 
in der P rax is auch richtig zu erfü llen . —

W OHNUNGSBAU
Wohnungsfürsorge für besondere Bevölkerungs

kreise in Berlin im Jahre 1929. D ie Deputation für das 
Woiinungs- und Siedlungswesen teilt über das Jahr 
1929 folgendes mit:

B e a m t e n w o h n u n g e n .  D ie B ehörden der 
R eidisverw altungen einschl. Reichsbahn und Reidispost 
stellten  w ieder A rbeitgeberdarlehen  fü r den W ohnungs
bau bereit, ebenso w urden für preuß. S taatsbedienstete 
nad iträg lid i für 1928 nodi im F rü h ja h r  1929 M ittel zur 
Verfügung gestellt, dgl. im H erbst 1929 fü r dieses Jahr. 
Ebenso hat die S tadt B erlin  1,5 Mill. M. fü r A rbeitgeber- 
darlehen, w ie in frü h e ren  Jahren , bereitgjestellt, mit 
deren  Hilfe 562 M ietw ohnungen u nd  32 E igenhäuser, 
in V erbindung m it H ausz inssteuerm itte ln , finanziert 
wurden. Es w urden  d u rd i ö ffen tlid ie  K örperschaften 
finanziert;
Land Preulien  (O b.-P räs. d. Prov. B randenburg ) 184 W ohnungen
L andesünanzam t B erlin  ......................................................  424 ,,
Deutsche R e ic h s b a h n ................................................  448 ,,
Deutsche R e i d i s p o s t ................................................. 1164 ,,
R eid isw ehr  63 ,,
L audesdir. P rov. B r a n d e n b u r g ................................  . 2 6  ,,

zusam m en 2309 W ohnungen.



W e r k w o h n u n g e n .  H auszinssteuerhypotheken  
du rften  nad i den staatl. Richtlinien 1929 h ie rfü r  nicht 
bew illig t w erden, doch haben  verschiedene Industrie- 
und V erkehrsunternehm ungen  W erkw ohnungen durch 
B ereitstellung billigen B augeländes und G ew ährung 
b illiger H ypo theken  un te rstü tz t. So sind 1478 W ohnun
gen hergestellt w orden.

W o h n u n g e n  f ü r  k i n d e r r e i c h e  F a m i 
l i e n  u n d  K r i e g s b e s c h ä d i g t e .  D a die von den 
O rganen  der gem einnützigen B autätigkeit hergestellten  
W ohnungen fü r M inderbem ittelte diesen beiden K ate
gorien in  e rs te r L inie zugute kom m en müssen, so 
brauchte von der Möglichkeit, durch Zusatzhypotheken 
aus H auszinssteuerm itte ln  den W ohnungsbau für diesen 
Zweck zu fö rd e rn  im le tz ten  Jah r n u r in 21 Fällen  
Gebrauch gemacht zu w erden. Es handelte  sich haup t
sächlich um Eigenheim e für Schwerbeschädigte, be
sonders K riegsblinde. Aus eigenen M itteln hat die 
S tad t fü r K riegsblinde zur F inanzierung  von w eiteren  
45 E igenheim en noch 300 000 M. im Jahre  1929 bew illigt.

G e m e i n n ü t z i g e  u n d  p r i v a t e  B a u 
t ä t i g k e i t .  D ie erste erstredete sich w ieder vor
w iegend auf die Errichtung von W ohnungen für 
M inderbem ittelte. Zur V erbilligung der Mieten w urden 
Z usatzhypotheken zu 2 v. H. Zinsen und 2 v. H. T ilgung 
gew ährt, w obei die D ifferenz zum w irklichen H ypo
thekenzinssatz aus H aushaltm itte ln  der S tadt gedeckt 
wurde. Aus M itteln des R echnungsjahres 1929 sind 
so 16 789 W ohnungen finanziert w orden. Von diesen 
en tfa llen  auf die städt. Gesellschaften 5956, auf die 
p rivaten  gem einnützigen O rganisationen 12 833 W oh
nungen.

In u n m itte lb arer kom m unaler Regie sind nur 
w enige W ohnungen in  A lters- und R entnerheim en ge
schaffen w orden. Lediglich m it H ilfe von H auszins
steuerm itteln , also ohne städt. Zusatzhypotheken, 
w urden  6718 W ohnungen errichtet von den gem ein
nützigen O rganisationen.

4 on dem G esam tbauprogram m  des Jahres 1929 mit 
rund  25 000 W ohnungen en tfa llen  etw a ein D ritte l =  
8000 W ohnungen, auf die p riva te  B autätigkeit der 
E rw erbsgesellschaften, p rivaten  B auherren  und Einzel
siedler. —

A usführung des W ohnungsbauprogram m s der S tadt 
Essen fü r 1929 und Teilprogram m  fü r 1930. Nach der 
RWZ sind für 1929 aus dem  städt. A nteil an  der H aus
zinssteuer einschließlich einer A nleihe von 1,5 Mill. M. 
fü r 1769 W ohnungen D arlehen  bew illigt worden. Aus 
den Zuw endungen durch den Staatsfonds und ohne 
H auszinssteuer sind w eitere 746 W ohnungen errichtet. 
D ie A usführung ist also um 150 W ohnungen h in ter dem

G esam tprogram m  zurückgeblieben, w eil die I. H ypo
theken  nicht zu beschaffen w aren. Vor A blauf des 
R echnungsjahres w ird aber die volle D urchführung  des 
P rogram m s erw arte t. In den am  1. A ugust 1929 ein
gem eindeten O rten  des b isherigen  L andkreises sind 
w eitere 663 W ohnungen ausgeführt, zum Teil allerd ings 
u n ter V orgriff auf die H auszinssteuer sp ä te re r Jah re ; 
also G esam tw ohnungszugang 1929 —3718, und bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres voraussichtlich 5300.

F ü r 1930 sind als T eilprogram m  vorgesehen: 
200 W ohnungen für Sozialbedrängte zu 4000 M. H aus
zinssteuer (dazu noch Zuschüsse), 50 \V ohnungen für 
E xm ittierte , 700 K leinw ohnungen m it durchschnittlich 
5400 M. D arlehen , zusam m en 950 W ohnungen m it einem  
A ufw and von 3,35 Mill. M. D er K redit fü r die 700 K lein
w ohnungen soll, wie bisher, zur H älfte der P riv a tw irt
schaft bzw. dem gem einnützigen W ohnungsbau zufallen. 
D abei soll jedoch den B auherren  der Vorzug gegeben 
w erden, die nachweislich die I. H ypothek von aus
w ärtigen G eldgebern, jedenfalls ab er nicht von der 
städtischen Sparkasse erha lten . —

KRAFTVERSORGUNG
R eichselektrizitätsversorgung im Ja h re  1935. Im

VDI-Verlag ist je tzt ein G utachten O skar von M illers 
über den voraussichtlichen S trom bedarf D eutschlands 
im Jahre 1955 erschienen, das d ieser im A ufträge des 
Reichswirtschaftsm inisterium s abgegeben hat, um  da
nach die nötigen N eubauten  von K raftw erken  und 
L eitungserw eiterungen übersehen  zu können. Von 
M iller geht aus vom Strom verbrauch und der Leistungs
fäh igkeit 1925 und kom m t für 1955 zu einer gesam ten 
Jahresarbeit von 34 M illiarden K ilow attstunden, d. h. zu 
einer S teigerung von je tz t 400 auf 500 K ilow attstunden 
für den E inw ohner im Jahr. Um diese verm ehrte  
S trom lieferung sicherzu stellen, ist der A usbau der schon 
bestehenden und der N eubau zahlreicher K raftw erke 
erforderlich, so daß die Leistung m ehr als verdoppelt, 
insgesam t auf 10,3 M illionen K ilow att gebracht w ird. 
D abei ist eine V erm ehrung der K räfte  der S teinkohlen
w erke um  zwei D ritte l, der B raunkohlenw erke auf das 
Zweifache, der W asserkraftw erke auf das D reifache zu
grunde gelegt. Bei den Speicherw erken w ürde sogar 
die Leistung auf das Fünffache gesteigert. D er A nteil 
der W asserk raftw erke w ürde dam it eine wesentliche 
S teigerung erfahren . H and in  H and m it dem  A usbau 
der K raftw erke muß ein solcher der H ochspannungs
leitungen gehen. D ie Gesam tkosten dieses A usbaues 
schätzt M iller auf 3,7 M illiarden M., wovon allein
2,2 M illiarden M. auf die K raftw erke en tfallen . —

ARBEITSMARKT
Beschäftigungsrückgang im Baugew erbe vom 1. Ju li 

bis M itte D ezem ber 1929. Dem  R eichsarbeitsblatt 
Nr. 1/1930 entnehm en w ir die nachstehende Tabelle 
ü ber den Beschäftigungsrückgang in  dem genannten 
Z eitraum  des Jahres 1929, dem fü r die letzte Zahl für 
D ezem ber auch ein Vergleich m it 1928 beigegeben ist.

Im  B augew erbe w ar in  der 2. H älfte  d. J. 1929 
die A rbeitsm ark tlage am schlechtesten in  der ersten  
H älfte  des Dezem ber. D ie Zahl der verfügbaren  a rb e it

suchenden K räfte  stieg in dieser Zeit um  76 948 auf 
304 247, also auf 12,5 v. H. der G esam tbelastung des 
A rbeitm arktes. Infolge des ein tre tenden  R egenw etters 
w aren  die E ntlassungen besonders im T iefbaugew erbe 
beträchtlich. Auf dem  Lande ru h te  die B au tä tigkeit 
ganz, in  einzelnen Industriebezirken  konn ten  gew erb
liche Bauten noch w eiter gefördert w erden. G egenüber 
1928 ist im D ezem ber die B elastung um  49 473, also
16,2 v. H. höher. —

E n t w i c k l u n g  d e s  A r b e i t s m a r k t e s  i m B a u g e w e r b e  i n  d e n  L a n d e s a r b e i t s a m t s b e z i r k e n .
(Nur A rbeitsäm ter)

Z a h l  d e r  v e r f ü g b a r e n  B a u f  a e f a a r b e i t e r  a m
-Lanaesameiis-

amtsbezirke 30. 6. 17. 7. 31. 7. 14. 8. 31. 8. 17. 9. 30. 9. 16. 10. 31. 10. 14. 11. 30. 11. 17. 12. 14. 12. 
19281929

t 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

O stpreußen.................... 1 593 1 129 1 127 1 231 1 327 1 371 1 445 1 944 3 096 5 052 7 792 11 132 10 602
S ch lesien ......................... 6 839 5 859 5 117 5 479 6 199 6 280 6 708 7 664 10 307 15 399 21 571 30 432 26 310
Brandenburg ................ 4 617 4 394 3 800 4 811 5 330 5 292 5 109 6 520 8 988 12 923 18 934 25 631 24192
Pom m ern......................... 823 707 888 1 075 957 962 988 1356 2 662 4 605 6 771 9 272 8 564
N ordm ark ....................... 2 982 2 779 3 001 3 461 3 764 4 180 4 527 5 413 7 109 8 857 11 755 15 017 12 758
N ied ersachsen .............. 2 047 2 041 2 307 2 521 2 849 2 918 3 017 4 001 5 434 7 620 11 402 16 988 15 497
W estfa le n ....................... 3 240 3 253 3 064 3 150 3 059 3 862 4 441 5 636 7 037 9 128 12 841 17 829 16 106
R h e in la n d ....................... 9 107 8 722 9 418 8 861 9 096 9 315 10 100 11 471 13 180 15 900 19 539 24 434 20 425
H e s s e n ............................. 5 921 6 394 6 493 6 906 7 412 8 021 8 003 9 298 11 877 15 842 21 642 26138 19 231
M itteldeutschland........ 4 573 4 284 4 318 4 655 6 053 6 963 7 863 9 453 13 429 19 467 28 168 37 231 28 527
Sachsen............................. 6 595 5 838 5 443 5 881 7 240 7 865 8 402 10 359 14 915 21 113 28 444 37 762 28 130
Bavern (einschl. Pfalz) 4 277 4 095 4 202 4 810 5 188 5 761 6 588 8 086 11 823 17 227 26 390 35 126 31 708
Südwestdeutschland .. 2 111 2 278 2 397 2 889 2 723 3 048 3 341 3 982 5 673 8 291 12 050 17 255 12 424

Deutsches Reich |54 725 51 773 51 575 55 730 61 197 65 838 70 532 85 183 115 530 161 424 227 299 304 247 254 474
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STEUERFRAGEN
Steuerliche Leitsätze für Bau- und Gronditfkks-

wesen. (Neueste Rechtsprechung des Reichsfinanzhots./
G r u n d e r w e r b s t e u e r  u n d  Z u w a c h s - 

S t e u e r :  Übernimmt der E rw erber eines Grundstücks 
Zuwachssteuer, kann  diese Steuer aber nach der bteuer- 
ordnung bei Bebauung innerhalb einer bestimm ten r  rist 
erm äßigt werden, so ist bei Berechnung der Grund- 
erw erbsteuer regelmäßig nur die erm äßigte Steuer in 
den Preis einzurechnen, wenn die Bedingung eriu lit 
ist. (Urt. v. 16. 7. 1929; II A 337/29.)

M i e t z i n s v o  r b e h a l t  b e i m  G r u n d s t ü c k s 
v e r k a u f :  H at sich beim V erkauf eines verm ieteten 
Grundstücks der V erkäufer den vom Mieter über die 
Besitzzeit des V erkäufers hinaus gezahlten Mietzins 
Vorbehalten, so ist fü r die G runderw erbsteuer ein ent
sprechend erhöhter K aufpreis anzunehm en. (Urt. v.
16. 7. 1929; IIA  356/29.)

G r u n d e r w e r b s t e u e r  b e i  K o m m a n d i t 
g e s e l l s c h a f t e n :  W ird bei Begründung einer Kom
manditgesellschaft von einem Gesellschafter in diese 
ein Grundstück eingebracht und fällt dieses vor Auf
lassung und Umschreibung im Grundbuch m it Auflösung 
der Gesellschaft an den Gesellschafter zurück, so w ird 
die bei der Einbringung gezahlte G runderw erbsteuer 
ohne Rücksicht auf die Länge der inzwischen ver
flossenen Zeit erstattet. (Urt. v. 27. 8. 1929; I IA  380/29.)

V e r m i e t u n g :  Die vom Mieter oder Pächter auf 
dem Grundstück errichteten G ebäude oder sonstigen 
Einrichtungen, die nach Ablauf des Miet- ocler Pacht
vertrages ohne Entschädigung an den V erm ieter oder 
Verpächter fallen, gelten als Einnahm en der le tzteren  
aus dem Miet- oder Pachtverträge erst m it Beendigung 
des Miet- oder Pachtverhältnisses und nur insoweit, als 
die Gebäude in diesem Zeitpunkt noch einen W ert 
haben. Bis dahin kann  jedoch nur der M ieter oder 
Pächter Absetzungen für A bnutzung vornehmen, 
v. 9. 10. 1929; VI A 1149/28.)

G r u n d s t ü c k s e r w e r b  d u r c h  d e n  P 
t e r : W enn der Pächter eines G rundstücks vor Ablauf 
des Pachtvertrages das G rundstück erw irb t und sich der 
Verpächter fallen, gelten als E innahm en der le tzteren  
träges eine Entschädigung ausbedungen hat, so ist diese 
jeweils für die G runderw erbsteuer in den K aufpreis 
einzurechnen. (Urt. v. 7. 5. 1929; II A 209/29.)

F r a g e b o g e n  b e i  d e r  I n d u s t r i e b e 
l a s t u n g :  Das F inanzam t verstößt bei der Auf
forderung zur A usfüllung des Fragebogens für die 
Industriebelastung un ter Umständen gegen das pflicht
mäßige Ermessen, sofern es mit Zwangsmaßnahm en 
vorgeht, obgleich die Bank für Deutsche Industrie
obligationen gegen die H eranziehung zur Industrie
belastung Bedenken geäußert und eine w eitere P rüfung 
angeregt hat. (Urt. v. 18. 10. 1929; I A b 790/28.)

G r u n d e r w e r b s t e u e r  b e i  Z w a n g s v e r 
s t e i g e r u n g e n :  Beim G rundstückserw erb im
Zw angsversteigerungsverfahren sind die als Teil des 
geringsten Gebotes berücksichtigten H ypotheken und 
Grundschulden auch dann in voller Höhe der G rund
erw erbsteuer unterw orfen, wenn sie der E rsteher vor
der V ersteigerung zu einem h in ter dem N ennw ert zu
rückbleibenden Betrage erw orben hat. (Urt v
29. 5. 1929; II A 267/29 b. Mr.)

M i e t w e r t  d e r  e i g e n e n  W o h n u n g :  Ab
gelegene, unsichere Lage eines Eigenwohnhauses kann  
den M ietwert drücken. (Urt. v. 8. 8. 1929; V IA  825/29.)

U n e n t g e l t l i c h e  W o h n u n g s ü  b e r 1 a s - 
s u n g :  Bei unentgeltlicher W ohnungsüberlassung an 
einen anderen ist nicht der Überlassende, sondern der 
unentgeltlich wohnende Steuerpflichtige m it dem Miet
w ert einkom m ensteuerpflichtig. D er Hausbesitzer kann 
trotzdem  die ihm für das G ebäude entstehenden W er
bungskosten auch für die unentgeltlich überlassenen 
Räume abziehen. (Urt. v. 4. 9. 1929; VI A 1099/29) 

G r u n d s t ü c k s r ü c k ü b e r t r a g u n g  “n a c h  
B e b a u u n g :  W ird das Grundstück innerhalb  von 
zwei Jahren nach dem Erw erb mit einem Hause bebaut 
und mit diesem rückübertragen, so kann das F inanz
amt bei der Gewährung der G runderw erbsteuerfreiheit 
den W ert des Hauses nicht ausscheiden 
27. 8. 1929; II A 439/29.) »cuciuen

G r u n d s t ü c k s v e r k a u f  
W ird ein Grundstück, auf dem ein anderer m it 7u 
6_Ur mun6 des Eigentümers vorher ein W ohnhaus e r ' 

.veräußert, so ist Gegenstand der V « . 
G runderw erbsteuer das bebaute

(Urt. v.

n a c h  H a u s b a u

richtet hat, 
äußerung für die
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G rundstück ohne Rücksicht darauf, ob in dem V ertrage 
ein K aufpreis nu r fü r das G rundstück v ere in b art und 
dem E rbauer seitens der K äufer eine besondere E nt
schädigung gezahlt ist. (Urt. v. 13. 8. 1929; II A 409/29.)

H a u s g r u n d s t ü c k  e i n e s  A r c h i t e k t e n :  
Ein B aukünstler kann  sich auf der einen Seite durdi 
A usarbeitung von E ntw ürfen  für frem de A uftraggeber 
gegen V ergütung künstlerisch  betätigen , auf der an 
deren Seite für eigene Rechnung Bauten zum V erkauf 
ausführen. D ie G rundstücke gehörten  dann  für die 
V erm ögensteuer 1924 zum gew erblichen B etriebsver
mögen. (Urt. v. 13. 3. 1929.) F ü r die spä teren  Vermögen
steuern  gelten  andere  Vorschriften.

G r u n d s t ü c k s g e s e l l s c h a f t  : Sind die Ge
schäftsanteile an  einer G rundstücksgesellschaft nicht 
lediglich zu dem Zweck erw orben, um wirtschaftlich 
über entsprechende G rundstücksbruchteile zu verfügen, 
sondern z. B., weil n u r auf diese W eise eine finanzielle 
U nterstützung zu erlangen  w ar oder aus anderen  w irt
schaftlich beachtensw erten G ründen, so ist G rund
erw erbsteuer fü r die Ü bertragung  der A nteile nicht zu 
entrichten. (Urt. v. 28. 5. 1929: II A 28/29.)

K l e i n w o h n u n g e n  f ü r  M i n d e r b e m i t 
t e l t e :  Bei Berechnung der n u tzbaren  W ohnfläche von 
90 Q uad ratm etern  sind die T rep p en flu re  nicht einzu
rechnen. Eine geringe Ü berschreitung des Höchstmaßes 
kann  im übrigen  z. B. außer B etracht bleiben, weil ge
wisse Räume, w ie die Küche, nach den baupolizeilichen 
Vorschriften zum dauernden  W ohnaufen thalt nicht ge
eignet sind, als W ohnraum  also nicht voll gerechnet 
w erden können. (Urt. v. 2. 7. 1929; II A 193/29.)

G r  u n d  e r  w e r b s t e u e r f r e i h e i t  n a c h  d e m  
R e i c h s s i e d l u n g s g e s e t z  : Liegt eine Bescheini
gung der S iedlungsgesellschaft d a rüber, daß es sich um 
ein S ied lungsverfahren  im Sinne des Reicfassiedlungs- 
gesetzes handelt, nicht vor, so haben  die Steuerbehörden 
selbst zu prüfen, ob die V oraussetzungen der Steuer
fre iheit gegeben sind. Das S ied lungsverfahren  ist durch- 
geführt, wenn der Siedler im w irtschaftlich gesicherten 
S tellenbesitz ist, nicht erst m it der G rundbucheintragung 
(Urt. v. 23. 4. 1929; II A 201/29.)

B r a n d  e n t s c h ä d i g u n g :  W ird dem Kaufmann 
eine B randentschädigung gezahlt, die bedingungsgemäß 
zum W iederaufbau  des G ebäudes verw endet werden 
muß, dann kann  von ihm sta tt der Versicherungssumme 
in die Abschlußbilanz der B etrag  eingesetzt werden, der 
dem gem einen W erte entspricht, den das G ebäude haben 
würde, wenn es am Bilanzstichtage w ieder aufgebaut 
w äre. (Urt. v. 18. 6. 1929; I A a  304/29.)

U n t e r s c h l a g e n e  M i e t e i n n a h m e n :  Vom 
H ausverw alter unterschlagene M ieteinnahm en kann der 
V erm ieter als W erbungskosten  abziehen. Zur Deckung 
d er U nterschlagung e rh a lten e  B eträge bzw. die Schaden
ersatzforderung  gegen den V erw alter sind Einnahmen 
des V erm ieters, die S chadenersatzforderung nur, sobald 
die Möglichkeit einer bald igen D eckung im Sinne eines 
fälligen sicheren Anspruchs vorliegt. (Urt. v. 8. 8. 1929; 
VI A 989/29 St. W.)

G r u n d s t ü c k e  v o n  o f f e n e n  H a n d e l s 
g e s e l l s c h a f t e n :  Bei U m w andlung der offenen 
H andelsgesellschaft in eine Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts gelangt G runderw erbsteuer nicht zur Erhebung, 
da das G rundstück in dem gleichen G esam thandsver
mögen bleibt und den Inhaber nicht wechselt. (Urt. v.
30. 7. 1929; II A 272/29 S.)

^  a Uii 7̂  a. u ■ u n £ l G r u n d s t ü c k s ü b e r t r a -  
g u n g : W ird ein G rundstück, au f dem ein D ritte r  vor- 
\eF ,mi , ustim m ung des E igentüm ers ein W ohnhaus er
lichtet hat, einem  anderen  übere ignet, so ist für die 
G runderw erbsteuer G egenstand der V eräußerung das 
lebau te G rundstück ohne Rücksicht darau f, ob etwa in 
den Vertragen ein K aufpreis n u r fü r das Grundstück 
° er ist und der K äufer sich ver-
ptlichtet hat, dem E rbauer des H auses fü r seine Rechte, 
lnsbes. das „W egnahm erecht des H auses“ , eine bes. Ent
schädigung zu zahlen. (Urt. v. 13. 8. 1929; II A 409/29.)

G r u n d e r w e r b s t e u e r  b e i  G r u n d s t ü c k s -  
r Sii i S(i .a , n :  Bei einer reinen  G rundstücks
gesellschaft ist der fü r die G eschäftsanteile erzielte 

leis tu r die G ru n d erw erb steu er nicht ohne w eiteres 
einem tu r  den G rundbesitz  selbst erz ie lten  Preise 
g eicizusetzen. A udi kann  aus ihm nicht ohne weiteres 
au c cn gem einen W ert des G rundstücks geschlossen 
werden. W ohl aber kann  der fü r die G esd iäftsan teile 
erzielte l reis u n te r Beachtung der Ilypo thekenverhä lt- 

sse als A nhalt fü r die Pestsetzung des gem einen 
G rundstucksw erts gelten. (Urt. v. 9. 10. 1929; 1IA493'29.) — 
oteuersyndikus Dr. ju r . et rer. pol. B r ö n n e r ,  Berlin.

F Ü p Ln f C : J ^ ! T S C H E  B A U Z E | T U N G  G . M . B . H . ,  B E R L I N
D R U C K  ™  » n « ? N V E R A N T W O R T L I C H :  FR ITZ  E IS E L E N ,  B E R L IN
D R U C K :  W. B U X E N S T E I N ,  B E R L I N  S W  48


